
BERN – Die Stiftung Common-
wealth Fund lässt regelmässig eine 
Befragung der Grundversorger in 
elf Ländern durchführen, darunter 
auch in der Schweiz. Bei den Grund-
versorgern erhält das Schweizeri-
sche Gesundheitssystem auch 2019 
wieder gute Noten. 93 Prozent der 
Befragten beurteilen die Leistungen 
des Systems als gut oder sehr gut. 
Damit steht die Schweiz an der 
Spitze, vor Norwegen und Austra-
lien. Ein Drittel der Grundversorger 
ist indes der Meinung, dass zu viele 
medizinische Leistungen erbracht 
werden (2015: 51 Prozent). Grund 
dafür sind auch die Patienten, die 
nach unnötigen Tests und Behand-
lungen verlangen.

Eine Mehrheit der befragten 
Grundversorger (69 Prozent) zeigt 
sich sehr zufrieden mit der eigenen 
Praxistätigkeit, womit die Schweiz 
weiterhin den ersten Platz belegt. Al-
lerdings beurteilen 37 Prozent ihre 
Arbeit als äusserst oder sehr stressig 
(2015: 31 Prozent). In den meisten 
anderen Ländern liegt dieser Anteil 
deutlich höher. 61 Prozent der 
Grundversorger in der Schweiz er-
achten zudem den administrativen 
Aufwand als grosses Problem.

Zugang zu 
medizinischen Leistungen

Als sehr gut wird auch der Zu-
gang der Patienten zu medizinischen 
Leistungen eingeschätzt: Die Warte-
zeiten in der Schweiz sind kurz; 
84 Prozent der Ärzte sagen, dass ihre 
Patienten nach einer Diagnose nicht 
lange auf eine Behandlung warten 
müssen (2015: 81 Prozent). 

Positiv bewerten die Grundver-
sorger die Koordination mit den Spe-
zialärzten: 96 Prozent der Grundver-
sorger (2015: 94 Prozent) sind mit 
der Zusammenarbeit und dem Aus-
tausch von Informationen zufrieden 
bzw. sehr zufrieden. Verbesserungs-
bedarf sehen die Grundversorger in 
der Koordination mit den Sozial- 
und Pfl egediensten. 93 Prozent un-
terstützen ihre Patienten zwar bei der 
Koordination, ein Drittel von ihnen 
moniert aber den hohen administra-
tiven Aufwand, der die Koordination 
mit Sozialdiensten mit sich bringt. 

Die internationale Umfrage be-
stätigt zudem einen Trend hin 
zur Überalterung in der ärztlichen 
Grundversorgung: 34 Prozent (2015: 
33 Prozent) der Grundversorger sind 
60 Jahre alt oder älter. 63 Prozent der 
60 bis 64-Jährigen geben an, nach Er-

reichen des 65. Lebensjahres weiter-
arbeiten zu wollen. Betrachtet man 
das untere Ende der Alterspyramide, 
so zeichnet sich in der Schweiz mit 
einem relativ geringen Anteil an Ärzten 
unter 45 Jahren (21 Prozent) ein Eng-
pass in der Grundversorgung ab. Der 
Bund hat mit dem Masterplan Haus-
arztmedizin bereits konkrete Mass-
nahmen zur Stärkung der medizini-
schen Grundversorgung um gesetzt, 
etwa mit der Aufnahme von Aus- und 
Weiterbildungszielen in die Ärzteaus-
bildung, aber auch mit einer An-

passung im Ärztetarif (TARMED). 
Zudem ermöglicht die wachsende 
Zahl an Gruppenpraxen die Teilzeit-
arbeit und damit die Vereinbarkeit 
von Berufs- und Familienleben.

Elektronisches Patientendossier 
Der Anteil der Grundversorger, 

die ihre Krankengeschichten elek-
tronisch dokumentieren, hat deut-
lich zugenommen, von 54 Prozent 
(2015) auf 70 Prozent. Die jüngeren 
Ärzte (< 45 Jahre) dokumentieren 
fast alle die Krankengeschichte elek-

tronisch. Bei den 55- bis 64-Jährigen 
sind es knapp 60 Prozent und bei 
den über 64-Jährigen nur 35 Pro-
zent. Die Schweiz bleibt damit insge-
samt weiter auf dem letzten Platz der 
befragten Länder. 

Auch beim elektronischen Aus-
tausch mit Spitälern, Labors und an-
deren Ärzten, etwa beim Übermit-
teln von Röntgenbildern oder La-
borresultaten, besteht noch grosses 
Potenzial: Nur 47 Prozent können 
Röntgenbilder ihrer Patienten mit 
praxisexternen Ärzten austauschen. 
Beim Austausch von Labordaten 
oder anderen diagnostischen Tests 
sind es 52 Prozent und bei der Über-
mittlung patientenspezifi scher Me-
dikamentenlisten 44 Prozent. Rund 
ein Drittel des Datenaustausches mit 
den Spitälern fi ndet in der Schweiz 
noch per Fax oder Post statt. 2015 
waren es noch 67 Prozent.

Die Befragung zeigt auch, dass 
46 Prozent der Grundversorger in 
den nächsten Jahren mit dem An-
schluss an das EPD planen, darunter 
vor allem jüngere Grundversorger 
und solche, die in Gruppenpraxen 
arbeiten. DT
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Gute Noten für das Schweizerische Gesundheitssystem
Die Hälfte der Grundversorger plant den Anschluss an das elektronische Patientendossier (EPD).

Merkmale der Ärztinnen und Ärzte, welche NICHT mit dem 
Anschluss an das elektronische Patientendossier (EPD) planen, 
Schweiz

Einsatz von eHealth-Instrumenten
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BASEL – Bei der allgemeinen Bewer-
tung von Nutzen und Kosten von 
medizinischen Behandlungen sollen 
Massnahmen am Lebensende und 
von Schwerkranken Vorrang erhalten. 
Zu diesen Empfehlungen kommt eine 
Studie  des  Gesundheitsökonomen 
Prof. Dr. Stefan Felder von der Univer-
sität Basel in der Fachzeitschrift  Jour-
nal of Health Economics. 

Gesundheit wird allgemein als 
ein wertvolles Gut angesehen. In 
allen Staaten nimmt der Wert von 
Gesundheit und Leben stärker zu 
als das jeweilige Bruttoinlandspro-
dukt (BIP). Gestiegene Einkommen 
haben sowohl die Nachfrage nach 
Gesundheitsleistungen auf individu-
eller Ebene als auch die Bereitstel-
lung durch nationale Gesundheits-
dienste und gesetzliche Krankenver-
sicherungen erhöht und damit mass-
geblich zu den steigenden Kosten 
beigetragen.

Nutzen-Kosten-Verhältnis
Eine Reihe von Ländern hat des-

halb begonnen, den Zugang der Be-
völkerung zu neuen medizinischen 
Behandlungen stärker zu regulieren; 
dafür wird ein hinreichendes Nutzen-
Kosten-Verhältnis eingefordert. Nun 
wird diskutiert, welchem Umstand 
stärker Rechnung getragen werden 
sollte: der Schwere der Erkrankung 
von Patienten, die von einer neuen 
Behandlung profi tieren, oder aber 
ihrer Sterblichkeit. 

So werden in Grossbritannien 
Krebsmedikamente am Lebensende 
bezahlt, obwohl sie vergleichsweise 
teuer sind. Umgekehrt ist der dortige 
Gesundheitsdienst strenger bei der 
Kostenübernahme von medizini-
schen Behandlungen, bei denen die 

Sterblichkeit der Patienten geringer 
ist.

Zwei klassische Modelle
In einem allgemeinen theoreti-

schen Modell zum gesamtgesell-

schaftlichen Nutzen von medizini-
schen Behandlungen prüft Prof. 
Felder, ob sich die britische Gesund-
heitsstrategie rechtfertigen lässt, Per-
sonengruppen mit hoher Sterblich-
keit zu bevorzugen. Er untersucht die 
Regulierungsentscheidung im Rah-
men zweier klassischer Modelle der 
medizinischen Entscheidungstheorie 
unter Unsicherheit: nämlich dem dia-
gnostischen Risiko (wenn ungewiss 
ist, ob die Krankheit tatsächlich vor-
liegt) und dem therapeutischen Ri-
siko (wenn nicht sicher ist, dass die 
Behandlung immer erfolgreich ist).

Dabei zeigt sich, dass die Bereit-
schaft, eine Krankheit zu behandeln 
– oder die Behandlungskosten über 
eine gesetzliche Krankenversicherung 
abzusichern –, mit steigender Aus-
gangssterblichkeit zunehmen sollte. 
Dies gilt auch, wenn der Gesundheits-
zustand der betroffenen Patienten-
gruppe schlecht ist, allerdings nur 
unter dem therapeutischen Risiko. 
Unter dem diagnostischen Risiko lässt 

sich dagegen für diesen Fall keine ein-
deutige Empfehlung ableiten. Allge-
mein gilt weiterhin, dass die Neigung, 
Krankheiten zu behandeln, mit stei-
gendem Einkommen der Bevölke-
rung zunehmen sollte.

Höherer Wert des Lebens
Prof. Felder kommt zum Schluss, 

dass Entscheide zugunsten von me-
dizinischen Behandlungen bei der 
Wahrscheinlichkeit eines nahen Todes 
ansteigen sollen, da dann der Wert des 
Lebens erhöht ist. Etwas einge-
schränkt gilt dies auch bei sehr schwe-
ren Erkrankungen. Analog zu Gross-
britannien wird in Norwegen und den 
Niederlanden über neue Zugangsre-
gelungen für medizinische Behand-
lungen debattiert. «Die Studie bietet 
nun eine konzeptionelle Analyse, um 
eine solche Debatte zu strukturieren 
und zu informieren, wie die Rege-
lungen je nach Umständen variiert 
werden sollten», kommentiert Prof. 
Felder. DT
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Medizin am Ende des Lebens
Bei medizinischen Leistungen sind Priorisierungsentscheidungen zu treffen. 

Der Wert des Lebens sollte Priorität haben.

«Entscheide zugunsten 
von medizinischen 
Behandlungen bei der 
Wahrscheinlichkeit 
eines nahen Todes 
sollen ansteigen, 
da dann der Wert 
des Lebens erhöht 
ist.»
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BERN – Mit dem Urteil des Bundes-
gerichts im Juni 2019 wurde das 
Snus-Verbot in der Schweiz gekippt. 
Die Schweiz geht damit deutlich 
weiter als alle anderen EU-Staaten – 
mit Ausnahme von Schweden, wo 
der rauchfreie Tabak seinen Ur-
sprung hat.

Was als «Trenddroge» im Profi -
sport, insbesondere im Eishockey, 

begann, hat in der Schweiz längst das 
Sportfeld verlassen. So hat sich der 
Konsum nach Angaben des Blauen 
Kreuzes  Bern-Solothurn-Freiburg 
von 2013 bis 2018 mehr als verdrei-
facht. Das belegt auch die Zollstatis-
tik: In den vergangenen fünf Jahren 
hat sich der Import verdoppelt. Al-
lein 2019 sollen mehr als 200 Tonnen 

Dreh-, Schnupf- und Kautabak im-
portiert worden sein, so die Aargauer 
Zeitung.

Während  die  Tabakindustrie 
Snus als ungefährliche Alternative zu 
Zigaretten anpreist, sind Zahnärzte 
aufgrund der Risiken für die Mund-
gesundheit zunehmend beunruhigt. 
So sei der Oraltabak insbesondere 
für das Zahnfl eisch kritisch, da Snus 

immer an derselben 
Stelle im Mund posi-
tioniert  werde,  wie 
nau.ch  berichtete. 
Studien konnten be-
reits belegen, dass ein 
direkter Zusammen-
hang  zwischen  der 
oralen  Leukoplakie 
und  Snus  besteht. 
Diese wiederum kön-

nen sich zu einem Plattenepithel-
karzinom entwickeln. 

Das Einbeziehen des Snuskon-
sums im Anamnesebogen scheint 
daher sinnvoll. Bei positivem Ergeb-
nis sind Aufklärung vonseiten der 
Zahnärzte sowie kürzere Recall-
abstände empfehlenswert. DT
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Oraltabak Snus boomt
Schweizer Zahnärzte schlagen Alarm.
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